
Aktenzeichen:
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Verkündet

am 26.1001955

I m N a m e n d e 3 V o l k e 3

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

Prozeßbevollmächtigter:

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 3‚ Senat des Buhdessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 26. Oktober 1955.'

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des
„ ° „ o „

Landessozialgerichts „ „ , „ . „ „ ° „ „ „
; vom

13„ Mai 1954 wird als unzulässig verworfeno

Die Beteiligten haben einander Kosten nicht zu er-
Stetten°

Von Rechts wegen°
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Der im Jahre 1905 geborene Kläger, der früher als landwirtschaft—

licher Dienstknecht tätig war, hat im Alter von_24 Jahren den
rechten Arm kurz unterhalb des Schultergelenks verloren. Die bee

klagte Landesversicherungsanstalt (LVA.) hat ihm vom 1. Januar

1950 an Invalidenrente gezahlt. Am 10. April 1950 hat der Kläger

den linken Unterarm gebrochen; dieserhalb hat er bis zum Jahre

1937 Rente aus der landwirtschaftlichen Unfallvérsicherung bezogen
Seit dem Jahre 1950 bis zum Kriegsbeginn ist der Kläger als Hau—

sierer mit Kurzwaren tätig gewesen. Während des Krieges hat er

in der Lohnrechnerei des Fliegerhorstesxxxxxxxx gearbeitet. Eine

Tätigkeit als Werkebote vom 25. Mai 1946 bis 51. Dezember 1947
gegen einen Stundenlohn von 75 Pfennigen hat der Kläger aufgege—

ben, weil er den Strapazen einer notwendigen täglichen Fahrt mit

dem Fahrrad (20 km) nicht gewachsen war. Vom 1. Mai 1949 an ist

er gegen ein monatliches Entgelt von etwa 200.—— DM als Wächmann

in einem Flüchtlingslager tätig gewesen und vom 1. August 1951

bis 28. Mai 1953 als Mägazinarbeiter bei der Arbeitsgemeinschaft
InnstaustufeXXXXXXXXXXXXXXXXHHt einem Wochenlohn von etwa

63.—— DM.

‘Mit Bescheid vom 27. März 1952 hat die Beklagte dem Kläger die

Rente nach @ 1295 Reichsversicherungsordnung (EVO) entzogen,

weil eine gewisse Anpassung und Gewöhnung an den Verlust des

rechten Armee erfolgt sei und sonstige krankhafte Befunde nicht

vorlägen; tatsächlich arbeite der Kläger im Stauwerk iHXXXXXXXK

als Lagerarbeiter (mit dem angeführten Wochenlohn).

Der Kläger hat in seinem wegen der Entziehung der Rente einge—

1eiteten Berufungsverfahren vor dem Oberversicherungsamt vorge—

bracht, daß der linke Arm infolge von Arbeitsunfällen in den
Jahren 1950 und 1951 nicht voll gebrauchsfähig sei. Das hierzu

gehörte Krankenhaus_xxxxxxxxhat berichtet, die große Wunde, zu

deren Behandlung sich der Kläger vom 25. September bis 4. Ok—

tober 1951 im Krankenhaus befunden habe, sei komplikationslos

geheilt; weitere Einzelheiten seien nicht bekannt. Im übrigen

hatten die dem Verfahren zugrundeliegenden ärztlichen Gutachten

folgendes ergeben:
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1„) Der von der Beklagten‘als Gutachter gehörte Amtsarzt
Dr, KXXKXXX hatte auf Grund einer Untersuchung vom
29. Februar 1952 eine Änderung der Verhältnisse des Klä—

gers verneint und die Minderung seiner Erwerbsfähigkeit mit

70 v.‚H° beurteilt mit dem_Bemerken, daß der Kläger dief

Arbeiten eines Einarmigen verrichten könne,
\

2„) Der Medizinalreferent der Beklagten hatte unterm 24° Marz

1952 auf Grund der Akten das folgende Gutachten erstattet:

"Es kann angenommen werden, daß an den Verlust des
\

rechten Armee im Laufe der Jahre entsprechende Anpassung
und Gewöhnung eingetreten ist, zumal sonstige Krank heite—
befunde nicht vorliegen. In diesem Sinne spricht die Ta —
sache, daß F„ in den letzten Jahren erst als Bote und Wäch—

mann und seit August 1951 als Magaziner tätig ist, be ii
dieser Lohnarbeit mehr als das Lohndrittel verdient und
keine Tatsachen bekannt wurden, daßXXXXetwa auf Kosten
seiner Gesundheit arbeitet. Erwerbsminderung 55 bis 60 %

‘
(ab l„6„1949) "

30) Das von Medizinalrat Dr„XXXXKXXX
vor dem Oberversicheruhgs—

amt am 9„ Juni 1955 erstattete Gutachten hat ergeben:
\

"Linker Arm: Schultergelenk frei° An der Beugeseite
des

Oberarmes reaktionslose Narbe, weitere Narbe in der Geg nd
der Ellbogenbeuge° Ellenbogengelenk beweglich Pronatio
(Einwärtsdrehung) und Supination (Auswärtsdrehung) möglich
Handbewegung möglich, Finger beweglich. Beschwerden am linken
Arm werden nicht angegebeno

Eine wesentliche Behinderung-der Gebrauchsfähigkeit des;
linken Armee ist nicht gegeben„ ‘

Rechter Arm: Zustand nach Amputation des rechten Oberarms
mit kurzem Stumpf, so daß keine Prothese getragen werden kann„
Körperschadensmäßig gesehen ist die Erwerbsminderung durch
den Zustand nach Amputation des rechten Armee (hohe Ampu—
tation) mit 70 % zu werten°

_ *
Eine gewisse Anpassung und Gewöhnung an den Verlust des‘
rechten Oberarmes wird vom Kläger in seiner Berufungsschrift
angegeben° Er arbeitet links,

Die Frage der Invalidität stellt eine rein soziale
Frag4

dar„"

Das Oberversicherungsamt hat die Berufung des Klägers auf G und

mündlicher Verhandlung vom 9° Juni 1955 mit der Begründung
?

zurückgewiesen, daß infolge Anpassung und Gewöhnung an den Zu—

stand nach Verlust des rechten Armee eine wesentliche Änder ng

in den Verhältnissen des Klägers im Sinne von 5 1293 EVO eidge—

treten Sei,
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Das gxxxxxxxxxxLandessozialgericht hat die beim Bayerischen Lan—

desversicherungsamt eingelegte Revision des Klägers nach Inkraft—

treten des Sozialgeriohtsgesetzes (SGG) als Berufung behandelt.

Die Berufung wurde zurückgewie3en; auch das Landessozialgericht

hat eine wesentliche Änderung in den Verhältnissen des Klägers
nach @ 1295 EVO angenommen; Es stützt sich hierbei auf die Recht—

sprechung zu 5 1293 RVG, wonach die Gewöhnung eines Rentenberech—

tigten an die Folgen des Verlustes eines Körpergliedes und die

Anpassung an diesen Verlust im Arbeitsleben bei gleichbleibendem

objektivem Befund eine wesentliche Änderung bedingten. In dieser

Hinsicht hat das Vordergericht festgestellt; daß der Kläger min—

destens von 1940 bis 1945 und nach dem Kriegsende wiederholt län—

gere Zeit als Lohnrechner, Werksbote, Wachmann und Lagerist ge—

arbeitet habe° Hierbei habe er über ein Drittel, ja sogar mehr

als die Hälfte des ortsübliChen Lohnes eines Landarbeiters, näm—

lich so viel wie ein Hilfsarbeiter,verdient° Die Gründe für die
Beendigung der Beschäftigungen des Klägers seien nicht in seiner

Person gelegen° Durch die langjährige Arbeitsleistung des Klägers

sei erwiesen, daß er sich in gewissem Umfang an den Verlust des

rechten Armee gewöhnt und den Verlust durch Entfaltung größerer

Geschicklichkeit links zu einem Teil ausgeglichen habe. Nach den

Gutachten sei er in der Geb13uchsfähigkeit des linken Armee nicht

mehr beeinträchtigt, Der Kläger verfüge auch über die notwendigen

geistigen Fähigkeiten, um sich auf Berufe einzustellen, die für

Einarmige in Betracht kommen. Dies könne
vor allem aus seiner

jahrelangen Tätigkeit als Lohnrechner geschlossen werden. Seine

Umstellungsfähigkeit ergebe sich ferner daraus, daß er bei Auf—

nahme regelmäßiger Arbeit (1940) noch nicht 40 Jahre alt gewesen

sei° Da der Kläger in den nach seiner Amputation ausgeübten Beru—

fen mehr als die Hälfte des ortsüblicheh Lohnes eines Landarbei—

tere verdient_und die entsprechenden Arbeiten bei befriedigendem

Allgemeinzustand nicht auf Kosten seiner Gesundheit verrichtét

habe, sei er in den erwähnten Berufen auf dem allgemeinen Arbeits—

markte wettbewerbsfähig. Er habe nach den durch Arbeitsmangel be—

dingten Entlassungen immer wieder einen Arbeitsplatz gefunden,

obwohl er in einem Notetandsgebiet wohne, wo die Arbeitslosenziffen

erheblich über dem Landesdurchschnitt liege°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Mit der Revision b

das Urteil des

1954, des Oberv

und den Béschéi

zuheben und ihm

hinaus zu gewäh

Er stützt die Revi

lichen*Verfahrensm

l„ Der Sachverhe

genügend aufgekläri

gutechtens in Erwäg

Dr„ XXX'XXXX habe an

lichen Änderung in
gewährung im Jahre
verbliebene Minderung der Erwerbsfähigkeit von gg_y;gofeStge—

stellt° Dem müsse widersprochen werden, da der Grad der durch

Unfälle bedingten l

daheéh zu werten ee
bliebenen Erwerbsfä

gesunden Arbeitskré

arzt der Beklagten

Akten beim Kläger A

der Kläger bei dies

Vor dem Sozialgeric

Arzt den gleichen S

24

heiten verrichtet‚

Der Kläger ha

Annahme einer wesen
mehrmals invalide z

des rechten Armee,

nicht gewöhnen, zum

stumpfes nicht in B

Kläger ein die Mind

aus Arbeit erreicht

lichen Verfassung i

den erzielten Verdi

sowie sohonungslose

alt sei unter Verletzung von 5 103 SGG nicht

: worden° Es hätte die Einholung eines Ober—

;ung gezogen werden müssen, denn Medizinalra

1 29° Februar 1952 die Annahme einer wesent—

iinderung der Erwerbsfähigkeit grundsätzlich

v

v

_ 5 _

antragt der Kläger,

xxxxxxxxxx Landessozialgerichts vom 13„ Mai

rsicherungsamts xxxxxxx■xvom 9° Juni 1953

der LVA° xxxxxxxxxx «om 27. März 1952 auf—

die Invalidenrente über den‘öo° April l952

en°

ion wie folgt auf das Vorliegen eines wesent—

ngels:

(+

den Verhältnissen des Klägers seit der Rent

1929 verneint. Trotzdem habe er eine noch-

(0

i„inwieweit der Verletzte mit der ihm ver—

higkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt mi

habe am 24. März 1952 nach Durchsicht der

npassung und Gewöhnung angenommen, ohne daß,

ht vom 9, Juni 1953 habe der begutachtende

tandpunkt wie Dr° XXX'XXXXXeingenommen°

be, um sich nützlich zu machen, leichte Ar—

Aber es sei eine Ironie, ihn deshalb, unter

tlichen Änderung in den Verhältnissen, nicht
u betrachten° Man könne sich an den Verlust

der der Gebrauchsarm des Klägers gewesen sei,

al eine Prothese wegen der Kürze des Arm—

etracht komme. Es sei nicht zu prüfen, ob der

estverdienstgrenze übersteigendes Einkommen

habe, sondern ob er nach seiner gesundheit+

mstande sei, es zu erzielen. Der Kläger habe

enst nur besonders glücklichen Umständen

m Einsatz zu verdanken,

ften in.Wettbewerb treten könne. Der Vertra ens—

er Beurteilung anwesend gewesen sei° Im Termin
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3„ Daß ein Oberarmamputierter auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt

nicht wettbewerbsfähig sein könne, beweise.allein die Tatsache,

daß selbst um die Hälfte jüngere gleichermaßen Beschäftigte ihrer

Beschädigung entsprechende Arbeit nicht finden könnten°

4, In der mündlichen Verhandlung vor dem erkennenden Senat hat

der Prozeßbevollmächtigte des Klägers außerdem vorgetragen, das

Vordergericht habe nicht geprüft, ob die bevorzugten Beschäfti—

gungen des Klägers nicht durch das Schwerbeschädigtengesetz be—

dingt gewesen seien oder auf der sozialen Einstellung der Arbeit—

geber beruhten° Ferner sei keine Feststellung bei den Arbeitsbe—

hörden erfolgt, ob für den Kläger geeignete Stellen überhaupt vor—

handen seien„ Schließlich sei nicht aufgeklärt worden, was das

ärztliche Gutachten vom 9. Juni 1953 bedeute, soweit es bezüglich
des linken Armee nur feststelle, daß "keine wesentliche Behinde—

rung der Gebrauchsfahigkeit" vorliege°

B°

Das Landessozialgericht hat die Berufung nicht zugelassen° Zu der

Frage, ob die
Rente

dem Kläger zu Recht entzogen wurde, kann der

erkennende Senat daher nur Stellung nehmen, wenn eine der vom Klä—

ger erhobenen Verfahrensrügen durchgreift (@ 162 Abs, 1 Nr. 2 SGGL

I„ Der Kläger rügt zunächst, daß das LandesSozialgericht kein

Obergutachten eingeholt habe, um die Frage seiner Invalidität zu

klären (@ 103 SGG)„ Er geht hier von der irrigen Voraussetzung aus,
der Sachverständige Draxxxxxxxgjhabe die Minderung der Erwerbsfä—

higkeit mit 40 v{H„ beurteilt. Dies trifft aber nicht zu, denn
dieser Arzt hatte die Minderung der Erwerbsfähigkeit des Klägers
mit 70 V.H„ bewertet mit dem_Bemerken, daß er die Arbeiten eines

Einarmigen verrichten könne. Das Landessozialgericht ist hingegen

auf Grund der ärztlichen Feststellungmdavon ausgegangen, daß sich

im objektiven Befund, nämliCh dem Zustand nach Absetzung des rech»

ten Oberarmes‚ seit der Bewilligung der Rente nichts geändert habe°

Es hat aus der vom Kläger seit dem Jahre 1940 ausgeübten Berufs—

tätigkeit den Schluß gezogen, daß die Beklagte ihm die Rente zu
Recht entzogen habe„weil trotz des gleichbleibenden ärztlichen

Befundes insoweit eine wesentliche Änderung im Sinne des 5 1293
RVG eingetreten sei, als der Kläger durch die Entfaltung größerer_j

i

Geschicklichkeit mit dem verbliebenen linken Arm wieder imstande
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sei, durch Arbeite

Hälfte des ortsübl

Der von dem Kläger
daher nicht vor°

II° Die erst ne

der mündlichen Ver

habe die Gebrauchs
aufgeklärt, ist ni

(@ 164 Abs. 2 SGG)

in seinem vor dem

Ausdruck gebracht,

Ge

der Kläger sei in

mehr beeinträchtig

Bedenken„

angegeben habe°

T
..LI 1.

gegen die vom Bern:

5 128 SGG entschei
dem Gesamtergebnis

Die übrige]

Revision kann insox

die Grenzen des Rec

daß es also Denkges

verletzt habe. Die

sei nicht mehr inva

erkennen. Die Frage

ausgeübten Tätigkei.

hältnissen sei eine

dem Gebiet der Bewe

daß Oberarmamputier

@ 1254 EVO anzusehe
die Tatsache entgeg

schädigte allgemein

Zahl Oberarmamputie

ausfüllen°

IV.

gen die Feststellung des Berufungsgerichts,

der Gebrauéhsfähigkeitdes linken Armeenic
t, bestehen daher keine verfährensrechtlich

i Rügen des Klägers richten sich sodann

Wenn der Kläger weiter rügt, das Landessozialgericht

habe keine Feststellung darüber getroffen, ob er einen die

_ 7 _

. .
!

Wachmann oder Werksbote die

ichen Lohnes eines Landarbeiters zu verdienen°

n als Lagerist,

.
(

insoweit behauptete Verfahrensmangel liegt\

ch Ablauf der Revisionsbegründungsfrist‘in
handlung vorgebrachte Rüge, das Vordergeric t

fähigkeit des linken Armee nicht hinreichen1

cht frist— und formgerecht erhoben worden “„

. Im übrigen hatte der Sachverständige Draxgxxxxx

Dberversicherungsamt erstatteten Gutachten zum

daß der Kläger Beschwerden am linken Arm nicht

■t
en

1
\

Eungsgericht vorgenommene Béweiswürdigung Nach

ist aber das Gericht nach seiner freien, aus

des Verfahrens gewonnenen Überzeugung, Die

weit nur darauf gestützt werden, daß das Gericht

:hts der freien Beweiswürdigung überschritte

setze oder allgemein gültige Erfahrungssätze

Feststellung des Berufungsgerichts, der Kläier
ilide, läßt aber einen solchen Verstoß

nichtf

', ob die vom Kläger nach Bewilligung der
Rehte

ten die Annahme rechtfertigen, in seinen Ver—
wesentliche Änderung eingetreten, liegt auf

iswürdigung.

!

Ein allgemeiner Erfahrungssatzt

-te grundsätzlich als invalide im Sinne des

besteht nicht. Ihm steht vor allem

daß heute auf Grund der für Schwerbe—

üblichen technischen Hilfsmittel eine große

rter ihren Arbeitsplatz voll_oder nahezu voll

n seien,

en,

gesetzliche Lohnhälfte erreichendén Verdienst auch erzielen

könne, so übersieht es, daß das Berufungsgericht die Feststellung,

-- s —3
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


„ 8 _

er könne wieder_die Hälfte des ortsüblichen Lohnes eines Landar—
lbeiters verdienen, auf Grund der vom Kläger tatsächlich naeh der

Amputation ausgeübten Berufe getroffen hat mit dem Beherkeh, er

habe diese Arbeiten nicht auf Kosten seiner Gesundheit verrichtet,

da sein Allgemeinzustand trotz der Arbeitsleistung in den vergan—

genen Jahren zufriedenstellend sei. Im übrigen richtet sich auch

diese Rüge gegen die materiell—rechtliche Beurteilung des Sachver-

halts und gegen die Beweiswürdigung des Berufungsgerichts, die

einer Nachprüfung im vorliegenden Verfahren grundsätzlich entzogen

sind. Das gleiche gilt für das Vorbringen des Klägers‚_ein Oberarm.

amputierter sei auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht wettbe—

werbsfähig° ”

V° Da hiernach keine wesentlichen Mängel des Verfahrens
vor—

liegen, ist eine Nachprüfung der auf dem Gebiet des materiellen

Rechts liegenden Frage, ob die Voraussetzungen für die Entziehung

der Rente vorgelegen haben, nicht möglich. Deshalb war es dem

Senat auch verwehrt, in sachlicher Hinsicht zu prüfen, ob das an—

gefochtene Urteil mit der vom erkennenden Senat in der Entschei;{'

dung vom 16. Juni 1954 — 3 RJ 83/54
— bezüglich der Invaliditäts—

beurteilung Schwerbeschädigter vertretenen grundsätzlichen Auf—

\fassung in Einklang steht°

Hiernach war die Revision des Klägers nach 5 169 SGG als un—

zulässig Zu verwerfen°

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 SGG°
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